
Marktgemeinde Breitenfurt

2384  Breitenfurt,  Hirschentanzstraße  3

Pol.Bezirk:  Mödling Land:  NÖ

Verhandlungsschrift

über  die  Sitzung  des  Gemeinderates

öffentlicher  Teil
von  Samstag,  2. Mai  2026,

im Amtshaus,  Hirschentanzstraße  3

Beginn:  8:00  Uhr Ende:  11:26  Uhr

Die Einladung  erfolgte  am 27.04.2026  per  E-Mail.

Anwesend  waren:

Bürgermeister

Vizebürgermeister

Wolfgang  Schredl

Dr. Doris  Polgar,  MSc

und  die  Mitglieder  des  Gemeinderates

1.  gf.GR.  Mag.AndreaMazanek

3.  gf.GR.  Prof.LenaRettinger,MSc

5. gf.GR.  !irissaPutz,Bakk.Phil.

7.  GR.

9.  GR.

11.  GR.

13.  GR.

15.  GR.

17.  GR.

19.  GR.

21.  GR.

23.  GR.

Sabine  Kamaryt

Dipt.-lng.  MarlisSchnetz

Ing.Dl(FH)  Thomas  KutaLek

Georg  Lenz

Dr. Clemens  Frey

Mag. Elisabeth  Babnik

Dipl.-lng.  Matthias  Hahn

Dipl.-lng.  Thomas  Lesch

Mag. Richard  Wirthmann

Anwesend  waren  außerdem:

1. AL Mag.  Michael  Klinger  (bis 10 Uhr  30)

Entschuldigt  abwesend  waren:

1.  GR.

3.  GR.

Sophie-Catherine  Rinner

Mag.  Sylvia  Breitenecker

Nicht  entschuldigt  abwesend  waren:

2.  gf. GR.  MMMag.  Holger  Hiermann

4. ßf.GR.  lng.ChristianMakas,MSc
6.  gf. GR.  Alexandra  Gerstenbauer

GR.  Dipl.  Ing. Josef  Grand

GR.  Michael  Heiplik

GR.  ArnoLd  Link

GR.  SyLvia Sedlmayer

GR.  Harald  Morr

GR.  Werner  Schediwy,  MBA

GR.  Marijan  KeLava, MSc

GR.  Mag. Martin  Stark

GR.  Sabine  Hosiner

GR.  Sabine  Gei13büch1er-Heck1

Die Sitzung  war  öffentlich.

Die Sitzung  war  beschlussfähig.

Vorsitzender:  Bürgermeister  Wolfgang  Schredl

Tagesordnung:  It. Beilage
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Zu Beginn  wird  über  die Teilnahme  der  Raumordner  befunden

Antrag  des  Bürgermeisters:  DI Friedmann  und Herr  Aujeski  mögen  als Sachverständige  an der  Sitzung

teilnehmen.

Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.

Dann  über  Filmaufnahmen

Sachverhalt:  Ein Zuhörer  (Zadrobilek)  macht  Filmaufnahmen

Der Bürgermeister  lässt  darüber  abstimmen:  Der Gemeinderat  möge  der  Anfertigung  von Filmauf-

nahmen  zustimmen.

Abstimmungsergebnis:  Grüne,  ZB, FP dafür,  alle anderen  dagegen

Beschluss:  Der  Gemeinderat  lehnt  der  Anfertigung  von  Filmaufnahmen  ab.

Dann  wurde  über  folgende  DringIichkeitsanträge  befunden

DA I  Antragsteller  GR Michael  Heip1ik  Subvention  SKB

Sachverhalt:  Bereits  im Vorjahr  hat  der  SKB um Subvention  für  die Jugend  und die Pflege  der  Sport-

stätten  im Jahr  2026  angesucht.  Bei der  letzten  Gemeinderatssitzung  lag das ausgefüllte  Formular  noch

nicht  vor,  weshalb  eine  Behandlung  nicht  erfolgen  konnte.  Nunmehr  ist es als Beilage  DA1 den Ge-

meinderäten  zugegangen.

Der SKB hat 336 Mitglieder,  182  davon  unter  18  Jahren,  von  den 26 Trainer  sind 12 lizensiert,  es gibt

wöchentlich  30 Trainingseinheiten,  sowohl  Frauen-  als auch Männerteams,  die Kampfmannschafft  des

SKBs spielt  in der  1. Klasse Ost.

Im Ansuchen  wurde  auch  darauf  hingewiesen,  dass 2001  ATS 180.000,-an  Förderungen  gewährt  wor-

den seien,  was heute  € 22.473  entsprechen  würde.

Bei den Beurteilungskriterien  sind

- Anzahl  Kinder  & Jugendliche

- Mitgliederzahl  insgesamt

- Lizensierte  Trainer

- Trainingsumfang

- Wettbewerbstätigkeit

- InkIusion/NachhaItigkeit/SDG
- Eigen-/Drittmittelquote alle mit,,+"

und nur

Nutzung  gemeindeeigener  Infrastruktur  mit,,-"

zu bewerten,  letzteres,  da Vereinshaus  und Platz  im Eigentum  der  Gemeinde  stehen.

Budgetiert  sind für  2026  € 5.800,-als  Jugendförderung  unter  HH-Konto  1/269-757  und € 6.800,-als

Jugendförderung  unter  HH-Konto  1/269-729,  zusammen  also  € 12.600,-.

Die Dringlichkeit  begründet  sich in der  Liquiditätsplanung  des SKB, da die Föredrungen  bisher  in den

letzten  Jahren  immer  im Zeitraum  Mitte  März  bis Mitte  Mai  ausbezahlt  worden  sind.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  dem  SKB € 12.600,-als  Subvention  2026  wie  im Sachverhalt  beschrie-

ben zuerkennen.
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Antrag:  Der Gemeinderat  möge  dem  Antrag  die Dringlichkeit  zuerkennen  und  seine  Behandlung  im

Anschluss  an die  anderen  TO-Punkte  vorsehen.

Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.

DA  2 Antragsteller  Bgm.  Wolfgang  Schredl

Sachverhalt:  BIP ImmobilienverwaItung  GmbH,  vertreten  durch  Onz  & Partner  Rechtsanwälte,  hat  ge-

gen das Erkenntnis des LandesverwaItungsgerichts  NÖ vom 03.02.2026, GZ LVwG-AV-48/ü01-2026,

mittlerweile  gemäß  Art  144  B-VG Beschwerde  an den  Verfassungsgerichtshof  erhoben,  in der  die  Ge-

setzwidrigkeit  der  von  der  Baubehörde  angewandten  Verordnungen  mit  dem  Ziel deren  Aufhebung

und  Stattgebung  des  Antrags  auf  Bauplatzerklärung  geltend  gemacht  wird.

Dessen  ungeachtet  hat  BIP ImmobiIienverwaItung  GmbH  jedoch  nach  wie  vor  Bereitschaft  bekundet

(schriftlich  etwa  mit  Schreiben  vom  26.11.2ü25),  weiterhin  für  eine  gütliche,  raumordnungsvertragIi-

che Lösung  zur  Verfügung  zu stehen.  In diesem  Fall würde  die  eingebrachte  Beschwerde  an den  Ver-

fassungsgerichtshof  zurückgezogen  werden.

Sollte  der  Verfassungsgerichtshof  der  Rechtsansicht  der  BIP ImmobiIienverwaItung  GmbH  folgen,

droht  eine  Verbauung  der  Grundstücke  der  BIP ImmobiIienverwaItung  GmbH,  ohne  dass  die  Marktge-

meinde  Breitenfurt  die BIP ImmobilienverwaItung  GmbH  zu Nutzungsbeschränkungen  (etwa  Reduk-

tion  der  Anzahl  der  Wohneinheiten,  Nutzung  von  Teilbereichen  für  eine  PVE, Zugänglichkeit  eines

Parks  für  die Allgemeinheit  samt  DurchwegungsmögIichkeit,  gestaffelte  Bauphasen)  oder  Infrastruk-

turmaßnahmen  (vor  allem  im Bereich  der  sozialen  Infrastruktur  wie  Kindergarten,  Schule,  aber  auch

Maßnahmen  zur Berücksichtigung  der  Folgen  des Klimawandels  wie  etwa  Begrünungsmaßnahmen

samt  Pflanzung  von  Bäumen)  ii'r', Rahmen  eines  raumordnungsrechtIichen  Vertrages  verpf!i=:htet  hat.

Eine  Verbauung  der  gegenständlichen  Grundstücke  insbesondere  ohne  Infrastrukturmaßnahmen  der

BIP ImmobiIienverwaItung  GmbH,  wäre  für  die Marktgemeinde  Breitenfurt  wirtschaftlich  nicht  leist-

bar.

Um die Möglichkeit  einer  gütlichen,  raumordnungsvertragIichen  Lösung  weiterhin  aufrecht  zu erhal-

ten,  ist  es daher  dringend  geboten,  das  eingeleitete  Verfahren  zur  Änderung  des  Bebauungsplans  der

Marktgemeinde  Breitenfurt  entsprechend  den  gesetzlichen  Vorgaben  weiterzuführen  und  nicht  aus-

zusetzen.  Die Dringlichkeit  ergibt  sich  aus  dem  laufenden  Verfahren.

Antrag:  Der  Gemeinderat  der  Marktgemeinde  Breitenfurt  beschließt,  das bereits  eingeleitete  Verfah-

ren  zur  Änderung des  Bebauungsplans  entsprechend  den  gesetzlichen  Vorgaben  weiterzuführen,  um

für  die Marktgemeinde  Breitenfurt  weiterhin  die  Möglichkeit  einer  gütlichen,  raumordnungsvertragIi-

chen  Lösung  mit  der  BIP ImmobiIienverwaItung  GmbH  offen  zu halten.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  dem  Antrag  die Dringlichkeit  zuerkennen  und  seine  Behandlung  nach

dem  Tagesordnungspunkt  1 vorsehen

Abstimmungsergebnis:  Grüne,  ZB und  FPÖ dagegen,  alle  anderen  dafür

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.
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Antragsteller  für  die  TO-Punkte  1-3:  Bürgermeister  Wolfgang  Schredl

1.  Protokoll  der  letzten  Sitzung

Sachverhalt:  Der Bürgermeister  stellt  fest,  dass das Protokoll  der  letzten  Gemeinderatssitzung  an alle

Gemeinderatsmitglieder  und die ZusteIIungsbevollmächtigten,  der  im Gemeinderat  vertretenen  Par-

teien  versandt  worden  ist. Die Überschrift  zu DA 2 ist zu ändern.

Antrag:  Der Gemeinderat  möge  dem Protokoll  der  Sitzung  vom  23. März  2026  mit  einer  Änderung

seine  Zustimmung  erteilen.

Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.

Ib.  DA 2

Sachverhalt:  s.o.

Antrag:  Der  Gemeinderat  der  Marktgemeinde  Breitenfurt  beschließt,  das bereits  eingeleitete  Verfah-

ren zur  Änderung  des Bebauungsplans  entsprechend  den  gesetzlichen  Vorgaben  weiterzuführen,  um

für  die Marktgemeinde  Breitenfurt  weiterhin  die Möglichkeit  einer  gütlichen,  raumordnungsvertragli-

chen  Lösung  mit  der  BIP lmmobilienverwaItung  GmbH  offen  zu halten.

Abstimmungsergebnis:  Grüne,  ZB und FPÖ dagegen,  alle anderen  dafür

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.

2. Verzichtserklärung  EZ 2084

Sachverhalt:  Das Notariat  Mag.  Gregor  Fellman  vertreten  durch  Mag,  Jelena  Brynzak  ist mit  der  Ab-

wicklung  der  Verlassenschaft  nach Martin  Bednar  betraut  und ersucht  um die Abgabe  beiliegender

Verzichtserklärung  (Beilage  1).  Nach Rücksprache  mit  Dr. Michael  Schweda  kann  der  Verzicht  auf  das

Wiederkaufsrecht  aus dem  Jahre  1975  erfolgen,  da dieses  aufprund  der  Erfüllung  der  vorgesehenen

Bedingungen  gegenstandlos  geworden  ist.

Antrag:  Der Gemeinderat  möge  der  beiliegenden  Verzichtserklärung  zustimmen  und die Zeichnungs-

berechtigten  zur Unterfertigung  ermächtigen.

Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.

3.  Löschungserklärung  Gst-Nr-  303/31

Sachverhalt:  Mit  Schreiben  vom  IO. Februar  2025  haben  Ursula  und Martin  Kaufmann,  für  die obge-

nannte  Liegenschaft  um Löschung  der  zugunsten  der  Marktgemeinde  Breitenfurt  aus dem  Jahr  1951

bestehenden  Reallast  (Verpflichtung  zur Herstellung  der  Höhenlage)  angesucht.  Durch  ein Versehen

wurde  die Löschung  der  aus dem  Jahr 1951  zugunsten  der  Marktgemeinde  Breitenfurt  bestehenden

Rechte  nur  auf  dem EZ 1455,  Gst-Nr- 303/31 im Blatt  A2 Nr. 1a und b (Höhenlage, Übergabe), nicht
aber  Nr. 2a und b (Bauverbot)  beschlossen.  Die begünstigten  haben  dies nun bemerkt  und ersuchen

um entsprechende  Nachbesserung.

Die Löschung kann gewährt werden, da die angesprochene Verpflichtung obsolet Heworden  ist.

Antrag:  Der Gemeinderat  möge  den Beschluss  zur Löschung  der  aus dem Jahr 1951  zugunsten  der

Marktgemeinde  Breitenfurt  auf  dem EZ 1455,  Gst-Nr-  303/31  im Blatt  A2 Nr. 2a und b bestehenden

Reallast  fassen.  Auf  UmweIt/KIima/C0rBeIastung  wirkt  sich diese  Maßnahme  neutral  aus.
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Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.

Antragsteller  für  den  TO-Punkt  4: GfGR  Prof.  Lena  Rettinger

4.  Bericht  über  den  aktuellen  Stand  des  Verfahrens  zur  Bebauungsplanänderung  2026-  OI,

insbesondere  über  eingegangene  Stellungnahmen  und  Einwendungen

Sachverhalt:  Zum  vorliegenden  Bebauungsplan  sind  Stellungnahmen  eingebracht  worden.  Damit  der

Gemeinderat  seine  Entscheidungsverantwortung  ordnungsgemäß  wahrnehmen  kann,  braucht  es eine

nachvollziehbare  Grundlage,  aus der  ersichtlich  ist, welche  Einwendungen  erhoben  wurden,  wie  diese

fachlich  beurteilt  wurden  und  aus  welchen  Gründen  ihnen  entsprochen  oder  nicht  entsprochen  wird.

Der  Gemeinderat  soll  vor  Beschlussfassung  in die Lage  versetzt  werden,  die  eingebrachten  Argumente

inhaltlich  zu prüfen  und  darüber  informiert  zu entscheiden.

Ziel dieses  Antrags  ist die  Sicherstellung  einer  transparenten,  nachvollziehbaren  und sorgfältigen  Be-

handlung  der  vorgebrachten  Einwendungen.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen:

1. Vor  einer  Beschlussfassung  über  den  vorliegenden  Bebauungsplan  ist dem  Gemeinderat  eine  voll-

ständige  schriftliche  Übersicht  über  sämt!iche  fristgerecht  eingelangten  Stellungnahmen  vorzulegen.

2. Die zeitgerecht  eingegangen  Stellungnahmen,  sind  in einer  der  Beschlussfassung  vorgelagerten  Zu-

sammenkunft  der  GemeinderatsmitgIieder  gesondert  zu beraten,  um sicherzustellen,  dass  sich  erge-

bende  Erkenntnisse  im Bebauungsplan  noch  berücksichtigt  werden  können.  Die Stellungnahmen  sind

- wenn  möglich  - mit  der  Einladung  zur  Zusammenkunft  an die  GR-Mitglieder  zu versenden.

Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss: Der Gemeinderat beschließt antra4Hsgemäß

Antragsteller  für  den  TO-Punkt  5: GR DI Marlis  Schnetz

5.  Fachliche  Beurteilung  von  Gefahrenzonen  und  Hangwasser.

Sachverhalt:  Der  Gemeinderat  kann  seine  Planungs-  und  Entscheidungsverantwortung  nur  dann  sach-

gerecht  wahrnehmen,  wenn  die Naturgefahrenlage  des betroffenen  Gebiets  auf  einer  aktuellen  und

nachvollziehbaren  Grundlage  beurteilt  werden  kann.

Im Motivenbericht  der  Bebauungsplanänderung  2026-1  wird  ausdrücklich  festgehalten,  dass  der  Ge-

fahrenzonenplan  derzeit  in Überarbeitung  ist und  die  Darstellung  auf  dem  Stand  des NÖ-Atlas  wieder-

gegeben  wird.  Gerade  deshalb  ist  vor  einer  Beschlussfassung  zu klären,  ob und  inwieweit  sich  daraus

Auswirkungen  auf  die  geplante  Bebauung,  die  Aufschließung  und  die  OberfIächenwasserführung  erge-

ben.

Die Antragsteller  vertreten  daher  die Auffassung,  dass  vor  einer  Beschlussfassung  eine  aktualisierte

fachliche  Beurteilung  der  Naturgefahrenlage  vorzulegen  ist.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen:

1. Vor  einer  Beschlussfassung  über  die  vorliegende  Änderung  des  Bebauungsp!ans  ist dem  Gemeinde-

rat  eine  aktualisierte  fachliche  Beurteilung  der  Naturgefahrenlage  vorzulegen.
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2. Diese  Beurteilung  hat  insbesondere  die Auswirkungen  eines  in Überarbeitung  befindlichen  Gefah-

renzonenplans,  die Relevanz  von  Hangwasser,  Oberflächenwasser  und  allfälligen  Wildbach-  oder  Ab-

flussrisiken  für  die  geplante  Bebauung  und  Aufschließung  darzustellen.

3. Bis zur  Vorlage  dieser  Entscheidungsgrundlage  wird  die Beschlussfassung  über  die  gegenständliche

Änderung  des Bebauungsplans  vertagt.

Ing.  DI (FH)  Thomas  Kutalek  stellt  folgenden

Gegenantrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen:  Der  aktuelle  Gefahrenzonenplan  soll  in den  Moti-

venbericht  der  BebauungspIanänderung  eingearbeitet  und  den  Mitgliedern  des Gemeinderates  ehest-

möglich  zur  Verfügung  gestellt  werden.

Abstimmungsergebnis:  Grüne,  ZB, FPÖ dagegen,  alle  anderen  dafür

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  gemäß  Gegenantrag,  über  den  Hauptantrag  ist daher  nicht

weiter  abzustimmen.

Antragsteller  für  den  TO-Punkt  6: GR Sabine  Geißbüchler-Heckl  -  vorgetragen  von  GfGR  Prof.  Lena

Rettinger

6.  Ökologische  Bestandsaufnahme  und  deren  fachliche  Beurteilung.

Sachverhalt:  Der  Gemeinderat  kann  seine  Planungs-  und  Entscheidungsverantwortung  nur  dann  sach-

gerecht  wahrnehmen,  wenn  die  ökologischen  Rahmenbedingungen  des  Planungsgebiets  auf  nachvoll-

ziehbaren  Grundlagen  beruhen.

Im Motivenbericht  wird  festgehalten,  dass  das Gebiet  im Landschaftsschutzgebiet  und  im Biosphären-

park  Wienerwald,  konkret  in einer  Pflegezone,  liegt.  Zusätzlich  werden  im gegenständlichen  Bereich

unter  anderem  Erlen-,  Eschen-  und  Weidenauen,  Glatthaferwiesen  sowie  die  Wohlfahrtsfunktion  des

Waldes  angeführt.  Diese  Aspekte  stehen  in unmitteIbarem'Zusammenhang  mit  der  Frage,  ob die  ge-

o plante  BebauungspIanänderung  im konkreten  Umfarig  sachgerecht  und  verantwortbar  ist. Ebenfalls

wurde  das Naturdenkmal  Stieleiche  nicht  ausreichend  dokumentiert  und  mit  einer  nachgewiesenen

Schutzzone  festgehalten.

Die Antragsteller  vertreten  daher  die  Auffassung,  dass  vor  einer  Beschlussfassung  eine  fachliche  öko-

logische  Bestandsaufnahme  vorzulegen  ist.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen:

1.  Vor  einer  Beschlussfassung  über  die  vorliegende  Änderung  des  Bebauungsplans  ist dem  Gemeinde-

rat  eine  fachliche  Darstellung  der  ökologisch  sensiblen  Strukturen  im Planungsgebiet  vorzulegen.

2. Diese  Darstellung  hat  insbesondere  auf  die Lage im Landschaftsschutzgebiet  und Biosphärenpark

Wienerwald  sowie  auf  die im Motivenbericht  genannten  Schutzgüter  und  Vegetationsstrukturen  Be-

zug  zu nehmen.

3. Erarbeitung  eines  Schutzkonzept  für  das Naturdenkmal  Stieleiche,  inklusive  geohydrologischer  un-

tersuchung.

4. Bis zur  Vorlage  dieser  EntscheidungsgrundIage  wird  die  Beschlussfassung  über  die  gegenständliche

Änderung  des Bebauungsplans  vertagt.
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Gegenantrag  von  Vzbgm.  Dr. Doris  Polgar

Sachverhalt:  Ergänzend  zu den  Ausführungen  im Motivenbericht  zu Landschaftsschutzgebiet  und  Bio-

sphärenpark  Wienerwald,  ist festzuhalten,  dass  das  gegenständliche  Planungsgebiet  Teil  der  Entwick-

lungszone  des BPWW  ist. Die erfolgte  ökologische  Bestandsaufnahme  durch  das Land NÖ hat  dazu

geführt,  dass  die als ökologisch  wertvolll  beurteilten  Flächen  als Pflegezone  des BPWW  ausgewiesen

wurden  und  somit  die Gestaltung  und  der  Erhalt  gesetzlich  geregelt  sind.  Eine fachliche  Beurteilung

über  mögliche  negative  Auswirkungen  im Bereich  des Planungsgebietes  erfolgt  aktuell  durch  den

BPWW  und die Unesco  Kommission  und  wird  den  Mitgliedern  des Gemeinderates  ehestmögilch  zur

Kenntnis  gebracht.  Naturdenkmäler  sind  nach  dem  NÖ Naturschutzgesetz  2000  streng  geschützt.

Vzbgm.  Dr.  Doris  Polgar  stellt  daher  folgenden  Gegenantrag:

Der  Gemeinderat  möge  beschließen:  Denkmalgeschützte  Bäume  auf  Baustellen  erfordern  besondere

Schutzmaßnahmen,  die bereits  gesetzlich  streng  geregelt  sind.  Im Raumordnungsvertrag  mit  der  BIP

ist zudem  festzuhalten,  dass  vor  Baubeginn  die Abteilung  Naturschutz  (BH Mödling)  einzubinden  und

im Rahmen  einer  Vorort-Begehung  ein Schutzkonzept  festzulegen  ist.

Abstimmungsergebnis:  Grüne,  ZB, FPÖ dagegen,  alle  anderen  dafür

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  gemäß  Gegenantrag,  über  den  Hauptantrag  ist daher  nicht  ab-

zustimmen.

Antragsteller  für  den  TO-Punkt  7: GR Werner  Schediwy

7.  Fachliche  Beurteilung  von  Verkehrs-  und  MobilitätsgrundIagen

Sachverhalt:  Der  Gemeinderat  kann  seine  Planungs-  und  Entscheidungsverantwortung  nur  dann  sach-

gerecht  wahrnehmen,  wenn  die  Auswirkungen  der  geplanten  Bebauungsplanänderung  auf  nachvoll-

ziehbaren,  vollständigen  und  aktuellen  Grundlagen  beruhen.

Dies  gilt  insbesondere  für  die Fragen  der  Erschließung,  Mot'iilität  und  öffentlichen  Erreichbarkeit.  Der

vo'rliegende  Entwurf  enthält  bereits  konkrete  Regelungen  zu Stellplätzen,  FahrradsteIlplätzen,  Versi-

ckerung  und  Begrünung,  wodurch  ersichtlich  ist, dass  Fragen  der  Erschließung  und Mobilität  für  die

Planung  wesentlich  sind.  Gleichzeitig  bezeichnet  der  Motivenbericht  die Erhaltung  der  bereits  beste-

henden  bzw.  im Luftbild  erkennbaren  Durchwegung  ausdrücklich  als eine  wesentliche  Grundlage  für

die künftige  Bebauung.  Damit  ist die Frage  der  Wegverbindung  keine  bloße  Nebenfrage,  sondern  ein

zentraler  Bestandteil  der  Beurteilung  der  funktionalen  Einbindung,  Zugänglichkeit  und  inneren  Er-

schließung  des  Gebiets.

Die Antragsteller  vertreten  daher  die  Auffassung,  dass  vor  einer  Beschlussfassung  sowohl  eine  ergän-

zende  verkehrliche  Beurteilung  unter  realistischen  Alltagsbedingungen  als auch  eine  konkrete  und

rechtlich  nachvollziehbare  Darstellung  der  dauerhaften  Sicherung  der  Durchwegung  vorzulegen  sind.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen:

1.  Vor  einer  Beschlussfassung  über  die  vorliegende  Änderung  des  Bebauungsplans  ist dem  Gemeinde-

rat  eine  ergänzende  verkehrliche  Beurteilung  unter  realistischen  Alltagsbedingungen  vorzulegen.

2. Diese  Beurteilung  hat  insbesondere  Kfz-Verkehr,  Fuß-  und  Radverbindungen,  Hol-  und  Bringverkehr,

Besucherverkehr  sowie  Baustellenverkehr  zu umfassen.

3. Vor  einer  Beschlussfassung  ist dem  Gemeinderat  weiters  eine  konkrete  und  rechtlich  nachvollzieh-

bare  Darstellung  vorzulegen,  wie  die  im Motivenbericht  als wesentlich  bezeichnete  Durchwegung  des

Gebiets  dauerhaft  gesichert  werden  soll.  Die Darstellung  hat  insbesondere  Angaben  zu Lage,  Breite,

Zugänglichkeit,  allfälliger  öffentlicher  Widmung  oder  sonstiger  rechtlicher  Sicherung  zu enthalten.
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4. Bis zur  Vorlage  dieser  EntscheidungsgrundIagen  wird  die  Beschlussfassung  über  die  gegenständliche

Änderung  des Bebauungsplans  vertagt.

GfGR  MMMag.  Holger  Hiermann  stellt  folgenden

Gegenantrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen:  Die Ergebnisse  der  von  Rosinak  & Partner  durch-

geführten  Verkehrsuntersuchung  sollen  von  einem  unabhängigen  Verkehrsgutachter  (lng.  Kniha)  aus

fachlicher  Sicht  bewertet  und  in einem  Gutachten  zusammengefasst  werden.  Die im gegenständichen

Projekt  vorgesehene  Durchwegung  soll  im Raumordnungsvertrag  mit  der  BIP geregelt  werden.  Die Be-

deckung  soll  aus  den  Pachteinnahmen  von  der  Fa. EQOS erfolgen.

Abstimmungsergebnis:  Grüne,  ZB, FPÖ dagegen,  alle  anderen  dafür

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  gemäß  Gegenantrag,  über  den  Hauptantrag  ist daher  nicht  ab-

zustimmen.

Antragsteller  für  den  TO-Punkt  8: GR Mag.  Martin  Stark

8.  Fachliche  Beurteilung  von  Infrastruktur-  und  FoIgekostenabschätzung.

Sachverhalt:  Der  Gemeinderat  kann  seine  Planungs-  und  Entscheidungsverantwortung  nur  dann  sach-

gerecht  wahrnehmen,  wenn  die Auswirkungen  der  geplanten  Bebauungsplanänderung  auf  die ge-

meindliche  Infrastruktur  nachvollziehbar  dargestellt  werden.

Im Motivenbericht  wird  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  unterschiedliche  Bebauungsvarianten

unterschiedliche  lnfrastrukturinvestitionen  erforderlich  machen  können.  Daraus  ergibt  sich unmittel-

bar  die Notwendigkeit,  vor  einer  Beschlussfassung  die voraussichtlichen  Auswirkungen  auf  Straßen,

Wege,  Entwässerung,  Grünraumpflege,  Kinderbetreuung,  Schule  und sonstige  Folgekosten  transpa-

rent  darzustellen.

) Die Antragsteller  vertreten  daher  die  Auffassung,  dass  vör  einer  Beschlussfassung  eine  nachvollzieh-

bare  Infrastruktur-  und  Folgekostenabschätzung  vorzulegÖn  ist.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen:

1.  In einer  der  Beschlussfassung  des Bebauungsplans  vorgelagerten  Zusammenkunft  der  Ge-

meinderatsmitgIieder  sind  die Kalkulationen  zu präsentieren.

2. Die Darstellung  derselben  hat  insbesondere  Straßen,  Wege,  Retention,  Grünraumpflege,  Kin-

derbetreuung,  Schule  sowie  sonstige  Folgekosten  zu umfassen.

Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss:  Der  Gemeinderat  stimmt  dem  Antrag  zu.

Antragsteller  für  die  TO-Punkte  9 und  IO:  GR Harald  Morr

9.  Erörterung  der  Ergebnisse  der  Volksbefragungen  vom  20.  Jänner  2019  und  8. Dezember

2024  und  ihrer  Bedeutung  für  die  Planung.

Sachverhalt:  Aus der  Verhandlungsschrift  der  Gemeinderatssitzung  vom  25. März  2019  TO-Punkt  2

zur  Volksbefragung  steht:,,57,4%,  also  rund  20%  der  wahlberechtigten  Wohnbevölkerung,  haben  sich

gegen  Maßnahmen  zur  Absicherung  der  Nutzung  der,,Breiteneder  Gründe"  bei  entsprechendem  Be-

darf  für  Breitenfurter*innen  ausgesprochen".  Bei der  zweiten  Volksbefragung  am  08.12.2024,  die  auch

tatsächlich  einer  solchen  entsprochen  hat,  haben  sich  71,42%  der  wahlberechtigten  Bevölkerung  be-

teiligt.  Davon  haben  sich  62,35%  gegen  einen  Wohnbau  auf  dem  BauIand-Kerngebiet-AufschIießungs-

zone  Nr.4  (BK-A4)  vulgo,,Breiteneder  Gründen"  ausgesprochen  und  56,77%  haben  sich  gegen  die Er-
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richtung  eines  Primärversorgungszentrums  auf  den,,Breiteneder  Gründen"  ausgesprochen.ln  diver-

sen Aussendungen  nach  der  Volksbefragung  hat  Bürgermeister  Wolfgang  Schredl  kundgetan  das er

dieses  Ergebnis  respektieren  wird.ln  der  Präsentation  der  Studie,,EnergieraumpIanung  Breitenfurt"

von  der  Universität  für  Bodenkultur  wird  vor  weiteren  Bodenversiegelungen  gewarnt.  Die Hagelversi-

cherung  warnt  vor  den  immer  größeren  Folgeschäden  durch  die  voranschreitende  Bodenversiegelung!

Die Breitenfurter  Bürger*innen  haben  sich klar  gegen  eine  Verbauung  der BK-A4  ausgesprochen

(Wohnbebauung  und  PVZ) und  wir  fordern  Bürgermeister  Schredl  auf  sein  Versprechen  einzuhalten

und  den  Bevölkerungswillen  gerecht  zu werden  indem  er die  weiteren  Schritte  des Bebauungsplanes

stoppt.  Der  in der  Verordnung  zur  Bausperre  vom  06.11.2024  festgesetzte  Zweck  und  die  Zielsetzun-

gen  sind  noch  in keinerlei  Weise  einer  Bearbeitung  oder  Präzisierung  zugeführt  worden  und  wurden

daher  in dem  derzeitigen  Entwurf  des Bebauungsplanes  nicht  berücksichtigt.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen,  die  Ergebnisse  der  Volksbefragungen  zu respektieren  und

die  weitere  Bearbeitung  des Bebauungsplanes  aussetzen,  bis die  Zielsetzungen  der  in der  Verordnung

zur  Bausperre  (Punkt  2. a bis h) in einem  BürgerbeteiIigungsverfahren  klar  definiert  wurden.

Abstimmungsergebnis:  Grüne,  ZB, FPÖ dafür,  alle  anderen  dagegen

Beschluss:  Der  Gemeinderat  lehnt  den  Antrag  ab.

IO.  Aussetzung  des  Verordnungsgebungsverfahrens  bis  zur  Vorlage  unabhängiger  Gutachten

und  einer  fachlichen  Beurteilung  der  von  BIP eingereichten  Unterlagen  (Moratorium),

Sachverhalt:  Der Bebauungsplan  zum BauIand-Kerngebiet-Aufschließungszone  Nr.4  (BK-A4)  wurde

von  den  Raumplanern  Friedmann  Aujesky  augenscheinlich  nach  den  Interessen  der  BIP-lmmobilien

erstellt.  BIP-lmmobilien  hat  vor  der  Volksbefragung  am 08.12.2024  Ihr  Projekt  für  den  Wiesenverbau

vorgestellt.  Den Breitenfurter*innen  die an der  Volksbefragung  teilgenommen  haben  und  den  Wie-

senverbau  mit  klarer  Mehrheit  abgelehnt  haben  war  das Projekt  somit  vollumfänglich  bekannt.  Die

Erstellung  des  Bebauungsplanes  zur  Erfüllung  des  von  BIP vorgestellten  Projektes  stellt  somit  eine  klare

Missachtung  des Ergebnisses  der  Volksbefragung  dar.  ,,GrundstückseigentümerInnen  haben  keinen

Rechtsanspruch  auf  beantragte  Bebauungsbestimmungen.  Es ist keine  behördliche,  sondern  eine  po-

litische  Entscheidung  (Gemeinderat),  ob ein  Bebauungsplan  geändert  wird.  Da der  Bebauungsplan  mit-

tels  Verordnung  erlassen  wird,  kann  auch  kein  Rechtsmittel  eingelegt  werden"  Autor:  Georg  Denninger

aus 113  Fragen  zur  Architektur  von  Andreas  Hawlik  und  Evgeni  Gerginski.

Der  vorgelegte  Bebauungsplan  ist abzulehnen  da:

Dieser  keinem  Leitbild  zur  örtlichen  Entwicklung  im Sinne  eines  Raumordnungskonzepts

entspricht  und  die  Auswirkungen  (SUP)  nicht  vorliegen

Innerhalb  der  Einspruchsfrist  sind  zahlreiche  Einsprüche  zu dem  vorliegenden  Entwurf  des

Bebauungsplanes  eingegangen  die  nun  geprüft  und  sachlich  abgearbeitet  werden  müssen.

Gutachten  zu den  in den  TO-Punkten  5 bis 8 angeführten  Themen  sollen  in eine  fachliche

Beurteilung  einfließen.

Der  Bebauungsplan  soll  den  Willen  der  Breitenfurter*innen  abbilden  und  nicht  der  Erfül-

lung  der  Wünsche  der  BIP-lmmobilien  dienen.

Um  diesen  Prozess  fachlich  und  inhaltlich  einhalten  zu können  soll  die Bausperre  um ein

weiteres  Jahr  verlängert  werden.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen,  dass  das Verordnungsgebungsverfahren  bis zur  Vorlage

unabhängiger  Gutachten  und  einer  fachlichen  Beurteilung  der  von  BIP eingereichten  Unterlagen  aus-

gesetzt  wird.

Abstimmungsergebnis:  Grüne,  ZB, FPÖ dafür,  alle  anderen  dagegen

Beschluss:  Der  Gemeinderat  lehnt  den  Antrag  ab.
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Antragsteller  für  den  TO-Punkt  11:  GR Dr. Clemens  Frey

11.  Einleitung  eines  transparenten  Bürgerbeteiligungsverfahrens  vor  weiteren  Planungsschrit-

ten.

Sachverhalt:  Das große  Interesse  der  Breitenfurter  Bevölkerung  rund  um das Projekt,,Wiesenpark"

bzw.  ein  potentielles  anderes  Bauprojekts  auf  den  Breiteneder-Gründen  ist unbestritten  und  zeigt  sich

unter  anderem  in der  Wahlbeteiligung  in Höhe  von  71,42%  bei der  Volksbefragung  vom  08.12.2024

sowie  in der  regen  Teilnahme  an Veranstaltungen  zu diesem  Thema.  Besonders  hervorzuheben  ist die

ORF-Sendung,,Ein  Ort  am Wort",  die am 23.10.2025  in Breitenfurt  stattfand.lm  Rahmen  dieser  Ver-

anstaltung  sagte  der  Bürgermeister  zu, einen  transparenten  und  strukturierten  BürgerbeteiIigungspro-

zess  einzuleiten,  um die Bevölkerung  in die  weiteren  Entscheidungsprozesse  einzubinden.

Ein solcher  Beteiligungsprozess  hat  bis dato  jedoch  nicht  stattgefunden,  obwohl  weiterhin  Planungs-

schritte  in Bezug  auf  ein  Bauprojekt  im Raum  stehen.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen:

1.  Vor  der  Setzung  weiterer  Planungsschritte  im Zusammenhang  mit  dem  gegenständlichen  Bauprojekt

ist ein  transparenter,  ergebnisoffener  und  nachvollziehbarer  BürgerbeteiIigungsprozess  einzuleiten

2. Dieser  Beteiligungsprozess  hat  unter  Einbindung  einer  unabhängigen  externen  Moderation  zu erfol-

gen  und  ist so zu gestalten,  dass  eine  breite  und  niederschwellige  Teilnahme  der  Bevölkerung  gewähr-

leistet  ist.

3.Die  im Rahmen  dieses  Prozesses  erarbeiteten  Ergebnisse  und Empfehlungen  sind  dem  Gemeinderat

vollständig  vorzulegen  und  bei  allen  weiteren  Entscheidungen  maßgeblich  zu berücksichtigen.

4. Bis zum  Abschluss  dieses  Bürgerbeteiligungsverfahrens  sind  keine  weiteren  verbindlichen  oder  un-

umkehrbaren  Planungsschritte  zu setzen.

Abstimmungsergebnis:  Grüne,  ZB, FPÖ dafür,  alle  anderen  dagegen

Beschluss:  Der  Gemeinderat  lehnt  den  Antrag  ab.

Antragsteller  für  den  TO-Punkt  12:  GfGR  Larissa  Putz

12.  Richtigstellung  und  Relativierung  der  Informationen  auf  der  Homepage  der  Gemeinde  in

Bezug  auf  den  Bebauungsplan.

Sachverhalt:  In der  öffentlichen  Darstellung  auf  der  Gemeindehomepage  bezüglich  des Bebauungs-

plans  für  die  Aufschließungszone  A4 wird  im Zusammenhang  mit  einem  anhängigen  Verfahren  beim

Verfassungsgerichtshof  der Eindruck erweckt,  dass im Falle einer Aufhebung  von VerordnunBen  eine

,,Gefahrim  Verzug"  bestehe.  Insbesondere  wird  suggeriert,  dass  eine  unmittelbare  und  unkontrollierte

Bebauung möBlich wäre, sowie potenzielle  Entschädigungszahlungen  an Grundeigentümer drohen
könnten.

Zur  Klärung  dieser  Aussagen  wurde  seitens  Bürgerliste  ZB und  Bürgerinitiative,,Zukunft  Breitenfurt  -

wir  reden  mit!"  am 14.  April  11:OO  ein Gespräch  mit  zwei  Juristen  des  Bürgerservice  der  NÖ Landesre-

gierung  in St. Pölten  geführt.  Zusätzlich  wurde  von  weiteren  juristischen  Fachpersonen  empfohlen,  die

Entscheidung  des  Verfassungsgerichtshofes  abzuwarten.

Dabei  wurde  festgestellt,  dass  die  dargesteIlte,,Gefahrim  Verzug"  keine  Grundlageim  geltenden  Recht

hat.  Gemäß  § 53 Abs.  6 des NÖ Raumordnungsgesetzes  2014  tritt  im Falle  der  Aufhebung  einer  Wid-

mung  automatisch  ein Bauverbot  in Kraft.  Die Gemeinde  ist  in diesem  Fall verpflichtet,  innerhalb  eines
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Jahres  eine  neue  Widmung  zu erlassen.  Eine unkontrollierte  Bebauung  ist somit  gesetzlich  ausge-

schlossen.

Auch  die  Behauptung,  dass  ohne  Bebauungsplan  uneingeschränkt  gebaut  werden  könne,  ist nicht  zu-

treffend.  Nach  der  NÖ Bauordnung  2014  darf  eine  Baubewilligung  nur  erteilt  werden,  wenn  sie der

Flächenwidmung  entspricht  und  weder  eine  Bausperre  noch  ein  gesetzliches  Bauverbot  entgegenste-

hen.

Selbst  im Fall der  Aufhebung  einer  Bausperre  entsteht  kein  rechtsfreier  Raum.  Vielmehr  kann  laut  ju-

dikatur  des  Verfassungsgerichtshofes  eine  neue,  rechtlich  korrekte  Bausperre  erlassen  werden.

Hinsichtlich  möglicher  Entschädigungszahlungen  wurde  klargestellt,  dass  gemäß  §§ 27 und  36 des NÖ

Raumordnungsgesetzes  2014  keine  Entschädigung  zusteht,  solange  ein  Grundstück  als Bauland  gewid-

met  bleibt.  Auch  die Erlassung  eines  Bebauungsplans  mit  restriktiveren  Bebauungsbestimmungen

führt  zu keiner  EntschädigungspfIicht,  da die  Widmung  im Zuständigkeitsbereich  des  Gemeinderates

liegt.

Zudem  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  der  Begriff,,Gefahr  im Verzug"  im NÖ Raumordnungsgesetz

2014  nicht  vorkommt.

Zusammenfassend  ist festzuhalten,  dass die geltende  Rechtslage  klare  Schutzmechanismen  vorsieht

und  keine  akute  Gefahr  einer  unkontrollierten  Bebauung  oder  finanziellen  Belastung  der  Gemeinde

besteht.

Die korrekte  und transparente  Informatiün  der  Bevöikerung  ist eine  wesentliche  Grundlage  für  das

Vertrauen  in die  Gemeindepolitik.  Die derzeitige  Darstellung  kann  zu Verunsicherung  führen  und  ent-

spricht  nicht  der  geltenden  Rechtslage.  Eine Richtigstellung  ist daher  im Interesse  der  Gemeinde  und
ihrer  Bürgerinnen  und  Bürger  geboten.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  beschließen,  dass  die  Gemeindeverwaltung  wird  aufgefordert,  die In-

formationen  aufder  Gemeindehomepage  im Zusammenhang  mit  den  anhängigen  Verfahren  beim  Ver-

fassungsgerichtshof  sachlich  richtigzustellen  und  an die geltende  Rechtslage  anzupassen.  Die Bevölke-

rung  ist über  die diese  irrenführende  Information  mittels  Richtigstellung  zu informieren.  Weiters  ist

die Bevölkerung  transparent  darüber  zu informieren,  dass keine  unmittelbare  Verpflichtung  zu Ent-

schädigungszahIungen  besteht,  solange  die Widmung  als Bauland  aufrecht  ist. Der  Gemeinderat  be-

kennt  sich  dazu,  künftige  Entscheidungen  im Bereich  der  Flächenwidmung  und  Bebauungsplanung  auf

Grundlage  der  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sowie  unter  Berücksichtigung  einer  ausgewoge-

nen  und  nachhaltigen  Ortsentwicklung  zu treffen.  Bis zur  Entscheidung  des  Vefassungsgerichtshofes

sollen  keine  Maßnahmen  gesetzt  werden,  die auf  unzutreffenden  Annahmen  über  eine  angebliche

,,Gefahr  im Verzug"  beruhen.

Abstimmungsergebnis:  Grüne  und  ZB dafür;  ÖVP,  SPÖ, NEOS und  FPÖ dagegen

Beschluss:  Der  Gemeinderat  lehnt  den  Antrag  ab.

Antragsteller  für  die  TO-Punkte  13-15:  GfGR  Mag.  Andea  Mazanek

13.  Open-Air-Fest  2026

Sachverhalt:  Für  den  4. Juli  ist wieder  ein Open-Air-Fest  mit  Sonnwendfeuer  geplant.  Diesmal  wird  die
Gruppe  Fiesta  mit  ihren  lateinamerikanischen  Rhythmen  erwartet.  Die 12  Musiker  erhalten  € 3.350,-

zuzüglich  € 1.200,-für  die  Technik.

Der  Eintritt  erfolgt  gegen  Spende,  es werden  damit  voraussichtlich  30-40%  Kosten abgedeckt.  Einige

Sponsoren  wurden  ebenfalls  bereits  gefunden.  Die Ausgaben sind unter  HH-Konto  1/381-7291  budge-
tiert.

1l



Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  der  Abhaltung  des  Open-Air-Festes  wie  im Sachverhalt  beschrieben

zustimmen.

Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.

14.  Indexvereinbarung  MSOWL

Sachverhalt:  Für  die Miete  von  Musikschule  und  Vereinshaus  war  ursprünglich  keine  Index-Vereinba-

rung  vorgesehen.  Es bestand  die  Absicht,  jährliche  Anpassungen  gemäß  der  tatsächlichen  Kostenent-

wicklung  vorzunehmen.  Vom  Verband  wurde  dies  abgelehnt,  die  Vereinbarung  des  VPI soll  nun  in ei-

nem  Nachtrag  erfolgen,  der  seitens  Vorstands  des MSOWL  am 28.4.  beschlossen  worden  ist (Beil.  2).

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  dem  Nachtrag  zur  Nutzungsvereinbarung  zwischen  MG Breitenfurt

und  MSOWL  seine  Zustimmung  erteilen.

Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.

15.  Tarife  MSOWL  -  Förderung  für  Breitenfurter

Sachverhalt:  Mit  dem  Beitritt  zum  MSOWL  ergeben  sich auch  neue,  allgemeine  Tarife.  Diese  sind  auf-

grund  der  Kostenstruktur  -  hier  schlägt  auch  die Verrechnung  von  Mieten  für  Musikschule  und  Ver-

einshaus  in Breitenfurt  durch  - und  der  konsequenten  Verfolgung  des  Zieles  der  Drittelfinanzierung

(SchüIer/Land/Gemeinde)  wesentlich  höher  als bisher.

Der Verband  hat am 28. April neue Tarife für das Schuljahr 2026/27 beschlossen. Während  diese ge-

genüber  den  MSOWL-Tarifen  der  Vorperiode  tw.  niedriger  sind,  liegen  sie doch  bedeutend  über  jenen

der  Musikschule  Breitenfurt.  Andererseits  lukriert  die Marktgemeinde  Breitenfurt  nunmehr  Mietein-

nahmen  von  ca. € so.ooo,-,  die bisher  nicht  vorgelegen  sind.  Damit  ergibt  sich ein finanzieller  Spiel-

raum,  der  zur  gezielten  Förderung  Breitenfurter  Schülerinnen  und  Schüler  verwendet  werden  könnte.

In Kürze  müssen  nun  die  Schülerinnen  und  Schüler  bzw.  deren  Eltern  über  die  neuen  Tarife  informiert

werden.  Dies  wäre  auch  der  Zeitpunkt,  Förderungen  in Aussicht  zu stellen.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge für das Schuljahr  2026/27  die Bereitstellung  von 1/3 der jährlichen

Mieteinnahmen  am Fördergeldern  für  Breitenfurter  Musikschüler  beschließen  und  die Ausarbeitung

der  Förderkriterien  den  Ausschüssen  für  Kultur,  Brauchtum  & Musikschule  sowie  Bildung,  Gesundheit

& Soziales  gemeinsam  überantworten.

Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.

16.  DA  I

Sachverhalt:  s.o.

Antrag:  Der  Gemeinderat  möge  dem  SKB € 12.600,-als  Subvention  2026  wie  im Sachverhalt  beschrie-

ben  zuerkennen.

Abstimmungsergebnis:  einstimmig

Beschluss:  Der  Gemeinderat  beschließt  antragsgemäß.
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